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Vorbemerkung:

Diese Arbeit entspricht im wesentlichen der mir vorgelegten und mit 1,7 bewerteten Hausarbeit. Es wurden allerdings an einigen Stellen sprachliche Fehler (Rechtschreibung, Zeichensetzung, Grammatik) von mir korrigiert.

Damit Ihnen die Vorzüge dieser Arbeit bewusst werden, habe ich sie an einigen Stellen mit Kommentierungen versehen (blau, fett)
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Ein klar strukturiertes und sprachlich gut formuliertes Inhaltsverzeichnis, aus dem auch der gedankliche Aufbau der Arbeit eindeutig hervorgeht: zunächst befasst sich der Autor mit der Frage des Parteiverbots an sich und zieht dazu historische Beispiele heran. Dann befasst er sich mit dem „Objekt“ des von ihm untersuchten Parteiverbotsverfahrens bevor er zum Verfahren selbst kommt. Abschließend findet sich eine pointierte Bewertung des Parteiverbots an sich in Form einer Frage.  

I. Einleitung

In der zweiten Hälfte des Jahres 2000 rief eine Serie (teilweise vermeintlicher) rechtsradikaler Gewalttaten die Erinnerung an die schrecklichen Ereignisse von Hoyerswerda, Rostock und Mölln wieder in das Bewusstsein der Öffentlichkeit. Der Mordfall Adriano, ein Sprengstoffanschlag auf jüdische Immigranten in Düsseldorf, der Tod des sechsjährigen Joseph Kantelberg-Abdulla
 und ein Brandanschlag auf eine Synagoge
 riefen bei großen Teilen der Bevölkerung Empörung hervor und initiierten eine erneute Debatte über die Gefahr, welche der Rechtsextremismus für unsere demokratische Gesellschaft darstellt.

    Naturgemäß lassen sich die Ursachen für rechte Gewalttaten schwer ausmachen und noch schwieriger, geschweige denn kurzfristig, beseitigen und so führte die emotionsgeladene Diskussion zu zweifelhaften Vorschlägen wie der Verbannung bestimmter symbolischer Bekleidung des rechtsradikalen Milieus von Schulen; Peter Struck (SPD) forderte gar ein 15-jähriges Fahrverbot für rechtsextreme Straftäter
. Schließlich brachte der bayerische Innenminister Günther Beckstein (CSU) die Forderung nach einem Verbot der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands in die Diskussion, was von einer breiten Mehrheit dankbar aufgenommen wurde. Dies war scheinbar eine Möglichkeit, die Handlungsfähigkeit und Geschlossenheit der Politik gegen die „Feinde der Demokratie“ zu beweisen, als deren legale Agitationsbasis die NPD betrachtet wurde. Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik beantragten alle dazu berechtigten Staatsorgane das Verbot einer Partei. In einem „Aufstand der Anständigen“ stellten bis zum März 2001 sowohl Bundesregierung als auch Bundestag und Bundesrat beim Bundesverfassungsgericht einen eigenen Antrag auf Verbot der NPD.

    Ziel dieser Arbeit ist es, die Begründung der Anträge, den Verlauf des Verfahrens und die Ursachen für seine vorzeitige Einstellung darzulegen und zu hinterfragen. Dazu sollen zuerst die Voraussetzungen für ein Parteiverbot und seine rechtlichen Grundlagen erläutert, sowie die Präzedenzfälle in der Geschichte der BRD vorgestellt werden. Des Weiteren wird auf die Entwicklung, Programmatik und das Gefahrenpotential der NPD eingegangen. 

Die Einleitung beginnt zunächst mit einer allgemeinen Einführung in die Problematik, die sich dann im zweiten Absatz auf die hier relevante Frage des Parteienverbots zuspitzt. Die Darstellung der Vorgehensweise im dritten Absatz ist zwar ausreichend, aber im Verhältnis zu den ersten beiden Absätzen etwas knapp geraten – hier hätte man, ohne den Gesamtumfang der Einleitung ausdehnen zu müssen, innerhalb der einzelnen Absätze etwas kürzen bzw. erweitern können.

II. Die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Parteienverbotes

a. Der Artikel 21, 2 des Grundgesetzes

Das Parteiverbot als „schärfste und überdies zweischneidige Waffe des Rechtsstaates gegen seine organisierten Feinde“
 hat seine rechtliche Grundlage allein im Artikel 21, 2 des Grundgesetzes: 

„Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. Über die Frage der Verfassungswidrigkeit entscheidet das Bundesverfassungsgericht.“
Im Gegensatz zu Vereinen
 können Parteien also nur durch einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichts für verfassungswidrig erklärt werden, was die besondere Stellung unterstreicht, die die Parteien im deutschen politischen System einnehmen. Das Entscheidungsmonopol des Bundesverfassungsgerichts gewährleistet vor allem die Unabhängigkeit des Verbotsverfahrens von politischen Auseinandersetzungen, soll also seinen Einsatz als „Waffe“ aus parteipolitischem Kalkül verhindern.

    In diesem Artikel ist nicht ausdrücklich von einem Schutz des Grundgesetzes, bzw. der Verfassung an sich die Rede, sondern es werden zwei für die deutsche Demokratie existentielle Grundbedingungen aufgeführt: die freiheitlich demokratische Grundordnung (FDGO)
 und der Bestand der Bundesrepublik Deutschland. Letztere Formulierung ist hierbei nicht politisch zu verstehen und bezieht sich wiederum nicht auf den Bestand der Verfassung an sich, sondern auf die territoriale Ausdehnung des Bundesgebietes und die außenpolitische Handlungsfähigkeit des Staates.

    Auf das Prinzip der FDGO wird im Grundgesetz nicht näher eingegangen und so musste das Bundesverfassungsgericht selbiges erst im Verlauf seiner Rechtsprechung genauer erläutern. In den ersten Parteiverbotsverfahren wurde die FDGO als Ordnung definiert, die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Als deren grundlegende Prinzipien hätten mindestens zu gelten: die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit und freie Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsgemäße Bildung und Ausübung einer Opposition.

    Diese beiden Prinzipien sollen nun durch Art. 21, 2 GG vor einer Beeinträchtigung oder gar Beseitigung durch Parteien und deren Anhänger geschützt werden. In dieser Formulierung ist wiederum ein großer Interpretationsspielraum enthalten, denn wo beginnt die Beeinträchtigung der FDGO? Laut Bundesverfassungsgericht sind nicht allein die bloße Gegnerschaft, bzw. ablehnende Äußerungen gegenüber dieser Ordnung ausreichend, sondern es wird eine “aktiv kämpferische Haltung gegenüber der bestehenden Ordnung“ sowie „ein planvolles Beeinträchtigen des Funktionierens dieser Ordnung“ mit dem „Ziele, diese im weiteren Verlauf selbst beseitigen zu wollen“ als notwendige Bedingung für ein mögliches Verbot definiert.
 Diese Definition ist bis heute gültig und Grundlage für alle Verfassungsschutzgesetze. Es bedarf danach über die bloße Zielsetzung hinaus deutlicher Versuche, die demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen. Also wäre zum Beispiel nicht das gegen die FDGO gerichtete Transparent für ein Verbot unabdingbar, sondern der Einsatz des selbigen in einer gewalttätigen Demonstration. Hierbei ist interessant, dass in der Verfassung nicht nur von Mitgliedern einer Partei, sondern ausdrücklich von ihren Anhängern die Rede ist.

In diesem Abschnitt legt der Verfasser die Grundlagen des Parteienverbots dar. Gerade im letzten Absatz geht er aber über eine reine Darstellung der „Fakten“ hinaus und zeigt – mit dem Hinweis auf den Interpretationsspielraum – die besondere Problematik auf.

b. Das Verbot der Sozialistischen Reichspartei (SRP)
Nach dem Ende der alliierten Besatzungsbestimmungen wurde im Oktober 1949 die SRP gegründet. Sie etablierte sich als Sammelbecken Rechtsextremer und war eindeutig der Versuch einer Wiederauflage der NSDAP. Mehr als die Hälfte aller Mitglieder waren bereits vor 1933 Mitglieder der NSDAP, der SA oder SS und hatten vielfach hohe Ämter im späteren NS-Regime inne. Die nun sozial deklassierten und im Verlauf der Entnazifizierung vielfach arbeitslos gewordenen sahen wie auch viele ehemalige Berufssoldaten den Nationalsozialismus vor allem als erfolgreiche soziale Reformbewegung.
 Die Partei benutzte offen Rhetorik und Symbole des dritten Reiches und auch ihr Parteiprogramm war mit seiner Rassenideologie an dem der NSDAP ausgerichtet. Die SRP lehnte das Grundgesetz ab, da es nicht durch die verfassungsgebende Gewalt des Volkes entstanden war, sondern ihrer Meinung nach von den Besatzungsmächten und deren „Bütteln“ - den politischen Parteien - aufgezwungen wurde und strebte die Restaurierung des untergegangenen Reiches an. Im Jahre 1951 erreichte die Partei erschreckende Wahlerfolge und zog in zwei Länderparlamente ein, wobei sie in Niedersachsen sogar 11% Wähleranteile erlangen konnte. Auch im Bundestag war sie mit zwei fraktionslosen Abgeordneten vertreten, welche diesen dankbar als Agitationsbasis nutzten und mit ihren Hetzreden für großes Aufsehen sorgten.
 

    Um den Schaden für das internationale Ansehen der jungen Demokratie zu begrenzen, der aus der erstarkenden SRP erwuchs, stellte die Bundesregierung unter Konrad Adenauer im November 1951, zwei Jahre nach Inkrafttreten des Grundgesetzes den ersten Verbotsantrag in der Geschichte der BRD, in dem vor allem die Wesensverwandtschaft der Partei mit der NSDAP betont  rwandschaft mit der Ähnlichkeit der Partei zur NSDAP begründet wird Gewalt des Volkes entstanden war, sondern ihrer Meinwird. Das Verfahren resultierte bereits ein Jahr später im Verbot der SRP. In der Begründung des Urteils betont das Bundesverfassungsgericht: „Die SRP als politische Partei mißachtet [sic!], wie das Verhalten ihrer Anhänger ausweist, die wesentlichen Menschenrechte, besonders die Würde des Menschen, das Recht der Persönlichkeit auf freie Entfaltung und den Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Vor allem die von ihr betriebene Wiederbelebung des Antisemitismus belegt das nachdrücklich.“
 Damit verstieß die Partei nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichtes gegen die Prinzipien der FDGO. Das Gericht verneinte die Existenz verschiedener freiheitlich demokratischer Grundordnungen, wie von der SRP als Einwand eingebracht. Vielmehr gäbe es nach seiner Meinung nur verschiedene Formen, die diese Ordnung in einem demokratischen Staat annehmen könne.
 Das Grundgesetz ist also nicht identisch mit der FDGO, sondern lediglich eine mögliche Ausprägung derselben.

    Mit der Entscheidung vom 23.10.1952 verlor die SRP ihre Rechtsstellung als Partei gemäß Artikel 21. Aus der festgestellten Verfassungswidrigkeit folgte nach §  46 BVerfGG und §§ 32,33 des Parteiengesetz die Auflösung der Partei, der Einzug des Vermögens und das Verbot Ersatzorganisationen zu bilden.

    Viele ehemalige SRP- Mitglieder waren allerdings weiterhin in der rechten Szene aktiv und wechselten zur Deutschen Reichspartei. Die rechten Gedanken geisterten weiterhin durchs Land und fanden später schließlich in der NPD eine neue Heimat.

c. Das Verbot der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD)
Die KPD ist bereits ein Bestandteil des politischen Systems der Weimarer Republik gewesen und setzte auch nach dem Krieg ihre Arbeit unter diesem Namen fort. 1949 zog sie mit 5,7% in den ersten Bundestag ein und operierte zuerst zurückhaltend im Zeichen antifaschistischer Sammlungspolitik. Schon bald jedoch führte sie ihre vorbehaltlose Identifikation mit der Sowjetunion und der SED-Diktatur in der sowjetischen Zone in eine zunehmende Isolation allen politischen Kräften gegenüber, was sich auch im Ergebnis der Partei von nur 2,2% Stimmenanteil bei der zweiten Bundestagswahl 1953 niederschlug.

    Obwohl der Verbotsantrag gegen die KPD parallel zu dem gegen die SRP eingereicht wurde, dauerte die Verhandlung fast fünf Jahre. Sie resultierte am 17.08.1956 ebenfalls in einem positiven Entscheid des Bundesverfassungsgerichts. Allerdings wurde durch das Verbot nur noch ein relativ kleiner, durch das in Artikel 21 festgeschriebene Parteienprivileg gesicherter organisatorischer Restbestand der Partei aufgelöst, denn nach dem ersten Strafrechtsänderungsgesetz
 vom 30.08.1951 waren Verbote von Vereinigungen bereits durch die Exekutive möglich, wovon die damalige Bundesregierung sogleich regen Gebrauch gemacht hatte.
 

Grundlage für das Urteil bildete das in der KPD gepflegte Gedankengut des Marxismus-Leninismus und dessen Fernziel, die Diktatur des Proletariats, das die Partei in einem vereinigten Deutschland zu errichten strebte. Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichtes stellt dies einen Absolutheitsanspruch dar, der unvermeidlich politische Intoleranz beinhalten müsse.
 „Die Demokratie, die in der Diktatur des Proletariats bestehen soll, ist jedenfalls nicht die der Prinzipien des Grundgesetzes“.
 Auch die Instrumentalisierung der Wiedervereinigung durch die KPD, welche behauptete, selbige würde durch ein Verbot unmöglich gemacht, wurde durch das Bundesverfassungsgericht stark kritisiert.

    Das KPD-Urteil ist für die heutige Rechtssprechung besonders relevant, da die Erfüllung der für ein Verbot wesentlichen Tatbestände weniger offensichtlich und weit schwerer als im Falle der SRP zu ermitteln waren. Mit der genauen Definition der FDGO prägte das BVerfG in besonderem Maße den Begriff der streitbaren Demokratie. Obwohl das Verfahren im Verbot der KPD endete, betonte das Gericht den Defensivcharakter des Staates, dessen Aufgabe lediglich in der Abwehr von Angriffen auf die Grundordnung liege.

    Die KPD bildete sich schließlich 1968 trotz des Urteils unter Duldung der Bundesregierung als Deutsche Kommunistische Partei (DKP) erneut, konnte aber keinen nennenswerten politischen Einfluss mehr erringen.

d. Weitere Anträge auf Parteienverbote

Im September 1993 wurde der dritte Parteiverbotsantrag von Bundesregierung und Bundesrat beim Bundesverfassungsgericht eingereicht. Das Gericht sprach der betroffenen Freiheitlich Deutschen Arbeiterpartei (FAP) im November 1994 jedoch die Rechtsstellung einer Partei nach Artikel 21, 1 GG ab, was durchaus umstritten war, da die Partei in den 80er Jahren an mehreren Landtagswahlen und mit geringem Erfolg auch an der Bundestagswahl 1987 und an der Wahl zum Europaparlament 1989 teilgenommen hatte. Das Gericht begründete seine Entscheidung im geringen Organisationsgrad der Partei, welcher eine Arbeit über bloße Vereinstätigkeit hinaus fragwürdig werden lasse. Auch mangele es der Partei auf Grund erfolgloser und später eingestellter Teilnahme an Wahlen an Ernsthaftigkeit.
 Im Februar 1995 wurde die FAP schließlich durch den Bundesinnenminister verboten.

    Des Weiteren wurde auch der Hamburger Landespartei Nationale Liste (NL) der für ein Verbotsverfahren am Bundesverfassungsgericht notwendige Parteistatus aberkannt. Sie wurde im Februar 1994 durch den Hamburger Innensenator verboten. Dies wurde allerdings bereits durch das Bundesinnenministerium bei der Vorbereitung des Verbotsantrages festgestellt.

Hier hätte man sich zwischen den einzelnen Unterabschnitten (a-d) bessere sprachliche Übergänge, Überleitungen gewünscht. Die einzelnen Punkte stehen so ein wenig „unverbunden“ nebeneinander.

III. Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)
a. Entstehung und Entwicklung
Die DRP, der ein Großteil der ehemaligen SRP-Mitglieder und Funktionäre angehörte, drohte nach der Bundestagswahl 1961 und mehreren Abspaltungsversuchen in der Bedeutungslosigkeit zu versinken. Eigentlich sollten mittels eines neuen Dachverbandes die zersplitterten rechten Gruppierungen geeint werden, doch unter dem Druck der erneut bevorstehenden Bundestagswahl beschloss man sich zur Gründung einer neuen Partei. Im November 1964 wurde in Hannover daraufhin die NPD gegründet, der sich nach ihrer Auflösung 1965 zahlreiche Mitglieder der DRP anschlossen, aber auch zahlreiche Kleingruppen wie die Deutschnationale Volkspartei, die Vaterländische Union oder der Reichsverband deutscher Soldaten.

    Unter den ersten beiden Vorsitzenden Friedrich Thielen (1964-67) und Adolf von Thadden (1967-71) erlebte die NPD ihre größten Erfolge. Laut den Verfassungsschutzberichten besaß sie Ende der 60er Jahre fast 30.000 Mitglieder. Bei den Landtagswahlen 1966-68 meisterte sie jedes Mal die Fünf-Prozent-Hürde und konnte in sieben Landesparlamente einziehen, wobei sie in Baden-Württemberg mit 9,8% den höchsten Stimmenanteil erzielte. Der Einzug in den Bundestag blieb ihr 1969 mit 4,3% der Stimmen allerdings verwehrt, was innerhalb der Partei als großer Rückschlag empfunden wurde.

    Um ihren Niedergang aufzuhalten, versuchte sich die Partei mit der Ablehnung gegenüber der neuen Ostpolitik der Regierung Brandt ein klares politisches Profil zu verleihen und initiierte die so genannte „Aktion Widerstand“ (Aktion W).
 Diese sorgte allerdings für eher negative Schlagzeilen, da es, wie im Oktober 1970 in Würzburg, mehrfach zu gewalttätigen Ausschreitungen bei zugehörigen Veranstaltungen gekommen war, und so distanzierte sich die NPD bereits 1971 wieder von dieser Strategie. Das Ansehen der Partei litt zudem unter zahlreichen Festnahmen von Mitgliedern, wie z.B. im Fall Bernd Hengst und Rüdiger Krauß
, bzw. deren Auftreten in der Öffentlichkeit. So verpasste in einem Fall das NPD-Mitglied Richard Gislo Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) 1971 in München eine öffentliche Ohrfeige.
 Zudem hatte die NPD Probleme eine eigenständige Politik zu formulieren und zwischen den beiden großen politischen Lagern ihren Platz zu behaupten.
 Die NPD versank in der politischen Bedeutungslosigkeit: Nach der Bundestagswahl 1969, bei der sie den größten Zweitstimmenanteil ihrer Geschichte erzielte, konnte sie bei keiner Wahl mehr ein Mandat erlangen. Zusätzlich geriet sie durch ihr schlechtes Abschneiden bei der Bundestagswahl 1990 in eine finanzielle Krise, da es ihr nicht mehr gelang, die für die Wahlkampfkostenrückerstattung notwendige Hürde zu erlangen.

    Nach zwei glücklosen Vorgängern wurde schließlich 1996 der ehemalige Hauptmann der Bundeswehr und Diplom-Politologe Udo Voigt Bundesvorsitzender der NPD. Unter seiner Führung wurde mit dem „Drei-Säulen-Konzept“ eine neue Parteistrategie entwickelt; auch gelang es ihm die Mitgliederzahl, die sich bei seinem Amtsantritt mit 3.500 auf ihrem absoluten Tiefstand befand, bis auf 6.500 im Jahr 2000 fast zu verdoppeln.

b. Programmatik und Zielsetzung

Das entschlossene Vorgehen des Staates gegen extremistische Parteien und Vereinigungen veranlasste die NPD sich ein formal-demokratisches Erscheinungsbild zu geben. Verglichen mit vorangegangenen rechten Parteien schien ihr Programm auf dem Boden des Grundgesetzes zu stehen. Im Folgenden möchte ich zentrale Punkte des aktuellen NPD-Programms vorstellen.

    Bereits in der Einleitung wird die politische Grundhaltung der NPD deutlich. So wendet sie sich gegen das Konzept einer ihrer Meinung nach multiethnischen Exzessen, Aufklärungsutopien und Überfremdung ausgesetzten kulturlosen multikulturellen Gesellschaft. Kultur kann nur aus einzelnen Völkern heraus entstehen und so fordert die Partei eine soziale Neuordnung Deutschlands nach ihrem „lebensrichtigem Menschenbild“ auf der Grundlage von reinem Volkstum und Kultur.

    Die Familie wird als wichtigste Lebensgemeinschaft und Grundlage des deutschen Volkes für vorrangig fördernswert erachtet. So spricht sie sich gegen Abtreibung aus und fordert eine zusätzliche Entlastung für Mütter, welche nicht gezwungen sein sollten zu arbeiten, wobei die Zahlungen allerdings auf deutsche Familien beschränkt sein müssten. Überhaupt sollten, folgerichtig nach dem Ziel einer am ethnisch verstandenen Begriff des Volkes orientierten Politik, Ausländer generell aus dem Sozialsystem ausgegliedert werden. Die NPD spricht in diesem Zusammenhang von „nationaler Solidarität“. 

    Diese Linie zieht sich auch durch andere Politikbereiche, so fordert die Partei die Abschaffung des Asylrechtes nach Artikel 16a GG und zudem härtere Abschieberegelungen. Im Zuge der angestrebten Reform des Rechtssystems sollte auch die Todesstrafe für besonders schwere Vergehen wiedereingeführt werden.

    In der Europapolitik fordert die NPD ein Europa der Völker, das sich an nationalstaatlichen Prinzipien ausrichtet und das in die Krise geratene EU- Europa ersetzen müsste. Nur so könnten die nationalen Identitäten bewahrt werden. 

    Unter dem Programmpunkt „Ein Volk ohne Vergangenheit hat keine Zukunft“ verlangt die NPD eine Neuausrichtung des, ihrer Meinung nach einseitigen und an der Schuld Deutschlands orientierten Geschichtsbildes. In diesem Sinn fordert sie auch ein Schuldeingeständnis der ehemaligen Alliierten, deren Kriegsverbrechen wie die Zielgerichtete Bombardierung der Zivilbevölkerung oder die Vertreibung von Millionen Deutschen zum Schutz der Ehre des deutschen Volkes verfolgt werden müssen. Zudem strebt sie nach einer Revision der nach dem zweiten Weltkrieg abgeschlossenen Grenzanerkennungsverträge und will Deutschland, immerhin mit friedlichen Mitteln, zu seiner „geschichtlich gewachsenen Größe“ zurückführen.

    Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die NPD mit diesem Programm einen völkisch-kollektivistischen und nationalrevolutionären Ansatz vertritt.
 Im Mittelpunkt der Agitation stehen wirtschafts- und sozialpolitische Themen, verbunden mit rechtsextremen Erklärungs- und Lösungsmustern. Die NPD betrachtet sich als „sozialistische Partei“, die durch einen „nationalen Sozialismus die höchste Form der Volksgemeinschaft verwirklicht“.

Hier ist ausgesprochen problematisch, dass der Verfasser nicht immer klar macht, was Zitate aus dem Parteiprogramm sind, und was nicht!

c. Auftreten in der Öffentlichkeit und Gefahrenpotential der NPD

Das Verhalten der Anhänger einer Partei ist nach Artikel 21, 2 GG neben ihrer Zielsetzung für die Beurteilung ihrer Verfassungswidrigkeit ebenfalls von Interesse. Grundlage für die Bewertung bildet hier das Material des Bundesamtes für den Verfassungsschutz.

    Seit der Übernahme des Parteivorsitzes durch Udo Voigt im März 1996 ist eine systematische Wandlung der NPD festzustellen. So versuchte sich die Partei als Sammelbecken unterschiedlichster rechtsextremer Gruppierungen zu etablieren, wie ja schon zur Parteigründung vorgesehen. Die Partei hob ihre ohnehin nur formale Abgrenzung zum gewaltbereiten Skinhead-Milieu auf und versuchte, Mitglieder verbotener Vereinigungen wie der Viking- Jugend an sich zu binden, was das Erscheinungsbild der Partei bei öffentlichen Veranstaltungen entscheidend prägte.

    Als „ideologische Grundlage“ der politischen Arbeit dient der Partei seit Ende 1997 das von ihr formulierte „Drei-Säulen-Konzept“, worunter der „Kampf um die Strasse“, der „Kampf um die Köpfe“ und der „Kampf um die Parlamente“ als strategische Elemente zu verstehen sind. Subtrahiert man einmal die martialische Ausdrucksweise, so kann man darunter eine dreigeteilte Parteiarbeit verstehen, welche sich auf Demonstrationen und öffentliche Veranstaltungen, auf argumentativer Überzeugung Außenstehender und Schulungen von Anhängern, sowie der Teilnahme an Wahlen konzentriert. Der Schwerpunkt der NPD lag in den letzten Jahren eindeutig auf dem „Kampf um die Straße“, welcher mehrfach auch auf Jenaer und Weimarer Straßen ausgetragen wurde. Hiermit versucht die Partei sich als durchsetzungsfähige politische Kraft zu präsentieren und parteiübergreifend unter dem Schlagwort „Nationale Außerparlamentarische Opposition“ als rechte Sammelbewegung zu fungieren. So soll dann die Grundlage für einen erfolgreichen „Kampf um die Parlamente“ vorbereitet werden. Zumindest bei den letzten beiden Bundestagswahlen hat diese Strategie trotz vielfacher Präsens der Partei zu keinem nennenswerten Erfolg geführt.

    Der Begriff „Kampf“ wurde von den Parteianhängern allerdings durchaus auch wörtlich genommen. Durch die Integrationsbemühungen hat die Gewaltbereitschaft im Umfeld der NPD deutlich zugenommen. So griffen z.B. am 09.09.2000 bewaffnete Rechtsextremisten die Teilnehmer einer Gedenkveranstaltung am Mahnmal der KZ-Gedenkstätte Kemna in Nordrhein-Westfalen an, wobei später ein NPD-Aktivist als Rädelsführer zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und drei Monaten verurteilt wurde.
 Dass dies keinen Einzelfall darstellt, wird aus den Verfassungsschutzberichten der letzten Jahre ersichtlich. Das ambivalente Verhältnis der NPD zur Gewalt, die sie öffentlich als Mittel der politischen Auseinandersetzung ablehnt, wird auch an ihrem inkonsequenten Verhalten gegenüber Straftätern in den eigenen Reihen ersichtlich. So haben zwei rechtskräftig verurteilte Teilnehmer an dem erwähntem Vorfall inzwischen wieder leitende Positionen in der NPD-Nachwuchsorganisation Junge Nationale (JN) inne.

In diesem Abschnitt beeindruckt besonders die gute analytische Darstellung des „Drei-Säulen-Konzepts“.

IV. Das Parteiverbotsverfahren gegen die NPD
a. Die Begründung der Verbotsanträge

Bereits nach den ersten Erfolgen der NPD 1967 wurde über einen Verbotsantrag nachgedacht, wobei die Diskussion rückblickend wohl eher als Drohgebärde im Zeichen eines möglichen Einzugs der Partei in den Bundestag zu betrachten ist.
 Die Debatte verstummte nach der Bundestagswahl 1969, da sich gezeigt hatte, dass von der NPD keine ernstzunehmende Gefahr ausging – bis zum Sommer 2000 als die in der Einleitung beschriebenen Faktoren zusammenkamen und schließlich in gleich drei Verbotsanträgen resultierten.

    Im 103-seitigen Antrag der Bundesregierung vom 30.01.2001 spielt die offensichtliche Wesensverwandtschaft der NPD mit dem Nationalsozialismus eine zentrale Rolle. Die Partei lehne das Grundgesetz ab, offenbare eine aggressiv-kämpferische Haltung, zeige Gewaltbereitschaft und missachte die Menschenwürde. Das im vorherigen Kapitel dargelegte „Drei-Säulen-Konzept“ sei eine gezielte, auf die Machtergreifung ausgerichtete Strategie. Laut Antrag sei es nicht das Ziel, verfassungsfeindliche Äußerungen zu verbieten, was ohnehin nicht möglich wäre, sondern die Nutzung der organisatorischen Basis der Partei durch gewaltbereite Neonazis zu unterbinden. Dies erfordere eine erfolgreiche Extremismusbekämpfung, da rechtsextreme Organisationen bisher einfach auf die NPD als Organisationsplattform zurückgreifen könnten. Auch die dadurch gestiegene Mitgliederzahl und die verstärkte Gewaltbereitschaft im Umfeld werden als Argumente für ein Verbot herangezogen. Das Verbot soll einer Eskalation der Situation zuvorkommen und greifen, bevor die Partei über Wahlerfolge ein ernst zu nehmender politischer Gegner wird.

    Auch in dem, mit 278 Seiten weit umfangreicheren, Antrag des Bundestages vom 30.03.2001 besteht „kein vernünftiger Zweifel, dass die NPD in so erheblichem Maße nationalsozialistisch, antisemitisch, rassistisch, fremdenfeindlich und antidemokratisch geprägt und operativ ausgerichtet ist, dass für sie kein Raum sein darf, sich als Partei mit allen damit verbundenen Privilegien an der politischen Willensbildung beteiligen zu können und zu dürfen.“
 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt auch der Antrag des Bundesrates, welcher am selben Tag eingereicht wurde.

b. Der Verlauf des Verfahrens

Nachdem das Bundesverfassungsgericht die Anträge im Oktober 2001 für zulässig erklärt, setzt es im Dezember vorerst fünf Verhandlungstermine für den Februar 2002 an und bestellt 14 „Auskunftspersonen“, überwiegend Funktionsträger der NPD. Als bekannt wird, dass sich unter den 14 geladenen Zeugen ein V-Mann des Verfassungsschutzes befindet, setzt das Gericht das Verfahren im Januar 2002 vorerst aus.
 In der Folge werden weitere V-Leute enttarnt, mit deren Aussagen teilweise die Verbotsanträge begründet waren. Nach weiteren Nachfragen des Gerichts stellt sich heraus, dass in den vergangenen Jahren ungefähr jeder Siebte aus den NPD-Bundes- und Landesvorständen für den Verfassungsschutz tätig war. Das Bundesinnenministerium versichert zwar, dass zum Zeitpunkt des Verfahrens keine V-Leute im Bundesvorstand der Partei sitzen und auch keine V-Leute eingeschleust wurden, verweigert aber die Offenlegung aller Informanten, da dies die Arbeit des Verfassungsschutzes beeinträchtigen würde. 

    Die NPD stellt schließlich einen Antrag auf  Einstellung des Verfahrens, da nach ihrer Einschätzung ihres Anwaltes Horst Mahler unter Beobachtung von V-Leuten kein fairer Prozess möglich sei und die Partei zudem möglicherweise der Fremdsteuerung durch den Staat unterworfen wäre.

    Am 18. März 2003 wird dem Antrag der NPD stattgegeben und das Verfahren eingestellt. Für eine Weiterführung des Verfahrens hätten zwei Drittel des Senats – also sechs der sieben Richter – für eine Fortsetzung des Verfahrens stimmen müssen.

Nach Auffassung der drei für das Urteil maßgeblichen Richter – darunter der Vizepräsident des Gerichtes Winfried Hassemer – besteht in der Durchsetzung der NPD mit so genannten V-Leuten des Verfassungsschutzes ein „nicht behebbares Verfahrenshindernis“. Eine derart intensive Beobachtung unmittelbar vor und während eines Parteiverbotsprozesses sei unvereinbar mit den Anforderungen an ein rechtsstaatliches Verfahren. „Staatliche Präsenz auf der Führungsebene einer Partei macht Einflussnahmen auf deren Willensbildung und Tätigkeit unvermeidbar“, befand das Gericht. Spätestens bei der öffentlichen Ankündigung eines Verbotsantrages hätten die Kontakte zu den Spitzeln abgebrochen werden müssen. 

    Die unterlegene Mehrheit der Richter sah hingegen für eine „Fremdsteuerung“ der NPD durch den Verfassungsschutz keinen Hinweis. Ihrer Meinung nach hätte das Gericht zumindest die Gefährlichkeit der NPD vor einem Abbruch des Verfahrens untersuchen müssen.

   Die Einstellung des Verbotsverfahrens gegen die NPD erfolgte „nur“ auf Grund eines festgestellten Verfahrenshindernisses und war keine Entscheidung in der Sache. Ein wiederholtes Verfahren ist theoretisch möglich, doch sind die Risiken für ein erneutes Scheitern zu hoch. 

V. Das Parteiverbot – ein Fremdkörper in der Demokratie? 

Stellt man sich die Frage nach der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit eines Verbotes der NPD, so tauchen schnell Zweifel auf. Es besteht zwar kein Zweifel darin, dass die Partei in ihrem ausländerverachtenden Weltbild, trotz offizieller Bekundungen, keinen Platz für die Menschenrechte des Grundgesetzes lässt. Und auch die Öffnung rechten Gewalttätern gegenüber unter Udo Voigt ist unumstritten. Doch es bleibt zweifelhaft, wie eine etwa 6.100 Mitglieder zählende Partei
, deren Wahlergebnisse mit seltenen Ausnahmen unter 1% liegen, die deutsche Demokratie gefährden soll.
 Selbst der Präsident des Verfassungsschutzes bewertet ein Verbot als ein nur „politisches und optisches Signal“.
 Doch das würde eine Instrumentalisierung des Parteienverbots für politische Zwecke bedeuten und den hohen Anforderungen an eine solche Maßnahme nicht genügen.

    Durch ein Verbot der NPD wäre das Problem der Fremdenfeindlichkeit nicht gelöst und es ist fraglich, ob es überhaupt zu einem Rückgang rechter Straftaten käme. Ein Verbot würde zu keinem Sinneswandel der Mitglieder und Anhänger der NPD führen und ein Großteil würde sich in anderen neonazistischen Organisationen weiterbetätigen, oder gar aus dem Untergrund heraus operieren, wodurch sie womöglich weit schwerer zu kontrollieren wären.

    Zudem würden durch ein Verbot indirekt andere radikale Parteien wie die DVU oder die Republikaner hoffähig gemacht.
 Einem Verbot der NPD, wenn es denn jemals durchgesetzt würde, müssten also konsequenterweise weitere Anträge auf Parteiverbote folgen.

    Über die Kritik am Zustand der Informationspolitik der Verfassungsschutzbehörden und Fehlern bei der Vorbereitung des Verfahrens hinaus lässt sich der Sinn von Parteiverboten an sich hinterfragen. Das Parteiverbot gilt als härtestes Mittel der so genannten „Wehrhaften Demokratie“. Dieses Konzept wurde aus den traumatischen Erfahrungen mit der Weimarer Republik heraus entwickelt und sollte, überspitzt formuliert, die Demokratie vor sich selber schützen, also verhindern, dass noch einmal eine demokratiefeindliche Partei den „Marsch durch die Institutionen“ beschreiten könnte. Doch ist die Vorstellung, dass die Weimarer Republik vor allem aus institutionellen Mängeln gescheitert ist, viel zu kurz gegriffen. Vielmehr wurden vorhandene Mittel des Republikschutzes nur unzureichend ausgenutzt, bzw. Gesetze von einzelnen Landesregierungen gar nicht erst umgesetzt. Die Hauptursache lag jedoch in der mangelnden Akzeptanz des Staates durch den Großteil seiner Eliten und des Bürgertums. 

    Das Parteiverbot widerspricht meiner Meinung nach den Prinzipien der pluralistischen Demokratie, in der dem Wähler die Aufgabe obliegen sollte den Wert einer politischen Partei zu bestimmen. 

    Die NPD wird vermutlich bis auf weiteres nicht verboten werden und die Auseinandersetzung mit dem Phänomen Rechtsextremismus und seinen gewalttätigen Auswüchsen muss zukünftig mit anderen Mitteln und vor allem differenzierter erfolgen. Eine Folge des Urteils ist die Forderung nach einer Reform des während des Verfahrens vielfach negativ aufgefallenen Verfassungsschutzes. 

    Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hat auch gezeigt, dass es sich nicht für rein symbolische Politik instrumentalisieren und unter Druck setzen lässt. Die Anforderungen und Hürden bei einem Parteiverbotsverfahren wurden vor allem durch die Einschränkungen der Überwachung zu verbietender Parteien im Umfeld eines solchen Verfahrens nochmals verschärft. 

    In Deutschland „hat sich jedoch die Einsicht durchgesetzt, dass eine stabile Demokratie ihre Gegner am wirkungsvollsten auf dem Feld der öffentlichen Diskussion und der Wahlen in ihre Schranken weist.“
 Die bisherigen Wahlerfolge der NPD bestätigen diese Ansicht. Unsere Demokratie ist stabil genug, um die gelegentlichen Aufmärsche des „nationalen Widerstands“ zu ertragen. „Die Regeln der demokratischen Republik müssen gerade dann verteidigt werden, wenn sie von Außenseitern arg strapaziert werden. Dafür braucht man starke Nerven – und ein bisschen Freiheitsliebe.“

Auch in seiner zusammenfassenden Beurteilung zeigt der Autor, dass er die Problematik des Parteienverbots verstanden hat. Insbesondere gefällt mir die pointierte Schlussbemerkung. 
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� Vgl. insgesamt: Parteiprogramm der NPD (<� HYPERLINK "http://www.npd.net/npd_startseiten/programme.html" ��http://www.npd.net/npd_startseiten/programme.html�> am 18..09.2003)


� Vgl. Andersen, Uwe / Woyke, Wichard (Hg.): Handwörterbuch des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland, Opladen 2000, S. 550.


� NPD-Pressesprecher Klaus Beier, in: Deutsche Stimme, Nr. 2/99, S. 1.


� Vgl. insgesamt: Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2000, Berlin 2001, S. 54 – 75 / Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2001, Berlin 2002, S. 62 – 90 / Bundesministerium des Innern: Verfassungsschutzbericht 2002, Berlin 2003, S. 54 – 75 (<http://www.verfassungsschutz.de/publikationen/bericht/index.html> am 18.09.2003).  


� Die NPD erreichte bei den Bundestagswahlen 1998 0,3% und 2002 0,4% Zweitstimmenanteil.


� Vgl. Verfassungsschutzbericht 2000, S. 75.


� Vgl. Verfassungsschutzbericht 2002, S. 73.


� Vgl. Dudek, Peter / Jaschke, Hans-Gerd: Entstehung und Entwicklung des Rechtsextremismus: zur Tradition einer besonderen politischen Kultur, Bd. I, Opladen 1984, S. 289.


� Vgl. Antrag der Bundesregierung auf Verbot der NPD (<http://www.bundesregierung.de/basisattribute,-34216/NPD-Verbotsantrag-der-Bundesre.htm> am 17.09.2003), S. 73ff.


� Antrag des Bundestages auf Verbot der NPD (<http://www.bundestag.de> am 17.09.2003), S. 277.


� Vgl. BVerfG, 2 BvB 1/01 vom 22.1.2002 (<� HYPERLINK "http://www.bverfg.de/" \t "_blank" �http://www.bverfg.de/�> am 05.09.2003).


� Vgl. BVerfG, 2 BvB 1/01 vom 18.3.2003, Absatz-Nr. 91 (<� HYPERLINK "http://www.bverfg.de/entscheidungen/bs20030318_2bvb000101.html" \t "_blank" �http://www.bverfg.de/entscheidungen/bs20030318_2bvb000101.html�> am 05.09.2003).


� Vgl. Ebd., Absatz-Nr. 126.


� Die Mitgliederzählen sind 2003 erstmals wieder rückläufig.


� Vgl. Meier, Horst: Kritik der Verbotsanträge gegen die NPD, in: Leviathan, Jahrgang 2001, Wiesbaden 2001, S. 439f.


� Heinz Fromm in: Badische Zeitung vom 10.03.2001.


� Friedrich März in: Esslinger Zeitung vom 01.09.2000.


� Limbach, Jutta (Hg.): Das Bundesverfassungsgericht. Geschichte – Aufgabe – Rechtssprechung, Heidelberg 2000, S. 51f.


� Meier: Kritik der Verbotsanträge, S. 467.





